
Das Amtsblatt erscheint mindestens einmal wöchentlich und ist bei folgenden Einrichtungen der Stadtverwaltung Ludwigshafen 
am Rhein erhältlich: Bürgerservice, Bismarckstraße 21, mit den Außenstellen Oggersheim, Oppau und Achtmorgenstraße 9, 
sowie in den Büros der Ortsvorsteherinnen und Ortsvorsteher; darüber hinaus wird das Amtsblatt im Internet auf www.ludwigs-
hafen.de veröffentlicht. 
 

 

  
 
 
Herausgabe 
Verlag und Druck:  
Stadt Ludwigshafen am Rhein  
(Bereich Kommunikation  
und Beteiligung) 
Postfach 21 12 25 
67012 Ludwigshafen am Rhein 
www.ludwigshafen.de 
 
Verantwortlich: Sigrid Karck 
Ausgabe - Nr.:    27/2025 
ausgegeben am:  30. April 2025 

 Bekanntmachung zur Wahl der/des Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters  
der Stadt Ludwigshafen am Rhein 

 
Am Sonntag, dem 21. September 2025, wird die Wahl der/des Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeis-
ters der Stadt Ludwigshafen am Rhein durchgeführt. Die Wahlhandlung dauert von 8 bis 18 Uhr. 
 

I. 
Wahlberechtigt ist, wer im Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein erhalten hat. 
 
Wer nicht brieflich wählt, kann nur in dem Wahlraum des Stimmbezirks wählen, der in der Wahlbenach-
richtigung angegeben ist. Zur Wahl soll die Wahlbenachrichtigung mitgebracht und der Personalaus-
weis, bei Besitz der Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union ein 
gültiger Pass oder Passersatz, bereitgehalten werden. 
 

II. 
Wahlberechtigte, die nicht in ihrem Wahlraum wählen wollen, können noch bis  
 

Freitag, den 19. September 2025, 18 Uhr, 
 
einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragen. 
 
Im Falle einer nachweislichen plötzlichen Erkrankung, bei der ein Aufsuchen des Wahlraums nicht oder 
nur unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich ist, kann der Antrag noch bis zum Wahltag, 15 Uhr, 
gestellt werden. Diese Antragsfrist gilt auch für Wahlberechtigte, die ohne ihr Verschulden weder im 
Wählerverzeichnis nachgetragen worden sind noch einen Wahlschein von Amts wegen erhalten haben. 
 

III. 
Zur Wahl erhalten die Wählerinnen und Wähler einen Stimmzettel, in dem die Bewerberinnen und Be-
werber unter Angabe des Familiennamens, Vornamens, Berufes oder Standes und des Wohnorts mit 
Postleitzahl aufgeführt sind. Die Wählerinnen und Wähler geben ihre Stimme in der Weise ab, dass sie 
durch ein in einen Kreis gesetztes Kreuz oder auf andere Weise eindeutig kenntlich machen, welcher 
Bewerberin oder welchem Bewerber sie ihre Stimme geben wollen. Erhält bei der Wahl keine Bewer-
berin und kein Bewerber mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen, findet am 
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Sonntag, dem 12. Oktober 2025, von 8 bis 18 Uhr, 
 
eine Stichwahl statt. 
 

IV. 
Jede oder jeder Wahlberechtigte kann ihr oder sein Wahlrecht nur einmal und persönlich ausüben. Die 
Ausübung des Wahlrechts durch eine Vertreterin oder durch einen Vertreter anstelle des Wahlberech-
tigten ist unzulässig (§ 3 Abs. 1 Satz 2 und 3 KWG).  
 
Wählerinnen und Wähler, die des Lesens unkundig oder wegen einer körperlichen Beeinträchtigung 
nicht in der Lage sind, ihre Stimmen abzugeben, können sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen 
Person bedienen. Die Hilfsperson hat den Stimmzettel gemäß dem erklärten Willen der Wählerin oder 
des Wählers zu kennzeichnen und dies an Eides statt zu versichern. Die Hilfeleistung hat sich auf die 
Erfüllung der Wünsche der Wählerin oder des Wählers zu beschränken. Die Hilfsperson muss das 16. 
Lebensjahr vollendet haben und ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die sie bei der Hil-
festellung von der Wahl eines anderen erhält.  
 
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis ver-
fälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Unbefugt wählt auch, wer 
im Rahmen zulässiger Assistenz entgegen der Wahlentscheidung des Wahlberechtigten oder ohne eine 
geäußerte Wahlentscheidung des Wahlberechtigten eine Stimme abgibt. Der Versuch ist strafbar (§ 
107a Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuches). 
 

V. 
Wahlhandlung und Ermittlung des Wahlergebnisses sind öffentlich. 
 
 
Ludwigshafen am Rhein, 30.04.2025 
 
gez. 
Jutta Steinruck 
Wahlleiterin 
 

Bekanntmachung des Tages der Wahl der/des Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters der 
Stadt Ludwigshafen am Rhein und über die Einreichung von Wahlvorschlägen 

 
I. 

Am Sonntag, dem 21. September 2025, findet die Wahl der/des Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeis-
ters der Stadt Ludwigshafen am Rhein statt.  
Eine etwa notwendig werdende Stichwahl wird am Sonntag, dem 12. Oktober 2025, durchgeführt. 
 
Aufgrund des § 62 des Kommunalwahlgesetzes (KWG) und des § 74 Abs. 1 der Kommunalwahlordnung 
(KWO) fordere ich hiermit zur Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl der/des Oberbürgermeis-
terin/Oberbürgermeisters auf. 
 

II. 
Wahlvorschläge können von Parteien im Sinne des Artikels 21 des Grundgesetzes, von Wählergruppen 
sowie von Einzelbewerberinnen und Einzelbewerbern eingereicht werden. Parteien und Wählergruppen 
können auch eine gemeinsame Bewerberin oder einen gemeinsamen Bewerber in einem gemeinsamen 
Wahlvorschlag benennen.  
 



Parteiwahlvorschläge und Wahlvorschläge mitgliedschaftlich organisierter Wählergruppen sind in einer 
Versammlung der wahlberechtigten Mitglieder oder Vertreterinnen und Vertreter der Stadt, Wahlvor-
schläge nicht mitgliedschaftlich organisierter Wählergruppen in einer Versammlung, zu der die Wahlbe-
rechtigten der Stadt einzuladen sind, in geheimer Abstimmung aufzustellen. Eine gemeinsame Bewer-
berin oder ein gemeinsamer Bewerber kann auch in geheimer Abstimmung einer gemeinsamen Ver-
sammlung von wahlberechtigten Mitgliedern / Anhängerinnen und Anhängern / Vertreterinnen und Ver-
tretern der beteiligten Parteien und Wählergruppen gewählt werden. 
 
Eine Partei, die unter § 16 Abs. 4 KWG fällt, muss spätestens am 54. Tag vor der Wahl, das ist am 29. 
Juli 2025, bis 18 Uhr bei der Landeswahlleiterin oder dem Landeswahlleiter Rheinland-Pfalz, Mainzer 
Straße 14-16, 56130 Bad Ems, die Teilnahme an der Wahl anzeigen und ihre Eigenschaft als Partei im 
Sinne des Parteiengesetzes nachweisen. Dies entfällt, wenn die entsprechende Bestätigung zur Wahl 
der derzeitigen Vertretungskörperschaft eingereicht worden war. 
 

III. 
Die Wahlvorschläge müssen von einer Mindestzahl von Wahlberechtigten des Wahlgebiets, die den 
Wahlvorschlag unterstützen, unterschrieben sein (Unterstützungsunterschriften), soweit die Wahlvor-
schlagsträger nicht nach § 16 Abs. 3 oder § 62 Abs. 3 Satz 2 KWG davon befreit sind. Für jede Wahl 
darf jeweils nur ein Wahlvorschlag unterschrieben werden.  
 
Die Wahlvorschlagsträger sind für die Beibringung einer ausreichenden Zahl gültiger Unterstützungs-
unterschriften ausschließlich selbst verantwortlich. Nach Ablauf der Einreichungsfrist (Abschnitt IV) kön-
nen Unterstützungsunterschriften nicht mehr geleistet werden. 
 
In einem Wahlvorschlag zur Wahl der/des Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters darf nur eine Be-
werberin oder ein Bewerber benannt werden. 
 
Der Wahlvorschlag muss von mindestens 250 wahlberechtigten Personen unterzeichnet sein. Bei Wahl-
vorschlägen von Parteien und Wählergruppen, auf die § 16 Abs. 3 KWG zutrifft, bedarf es keiner Unter-
stützungsunterschriften.  
Das Gleiche gilt, wenn sich die bisherige hauptamtliche Oberbürgermeisterin als Einzelbewerberin be-
wirbt. 
 

IV. 
Der vollständig unterzeichnete Wahlvorschlag soll mit den erforderlichen Anlagen möglichst frühzeitig 
bei der zuständigen Wahlleiterin Frau Oberbürgermeisterin Jutta Steinruck, Stadtverwaltung Ludwigs-
hafen am Rhein, Postfach 21 12 20, 67012 Ludwigshafen am Rhein oder bei der Stadtverwaltung Lud-
wigshafen am Rhein, Büro OB, Jaegerstr.1, 67059 Ludwigshafen am Rhein eingereicht werden. 
Die Einreichungsfrist läuft am 48. Tag vor der Wahl ab, das ist 
 

am Montag, dem 04. August 2025, 18 Uhr. 
 
 

V. 
Vordrucke für Wahlvorschlag, Niederschrift über die Benennung der Bewerberin oder des Bewerbers, 
Zustimmungserklärung der Bewerberin oder des Bewerbers und Bescheinigung der Wählbarkeit der 
Bewerberin oder des Bewerbers sind bei der zuständigen Stadtverwaltung gegen Kostenerstattung er-
hältlich. 
 
Amtliche Formblätter für die Unterstützungsunterschriften werden auf Anforderung von der zuständigen 
Wahlleiterin und von der zuständigen Stadtverwaltung kostenfrei abgegeben. 
  



Ludwigshafen am Rhein, 30.04.2025 
 
gez. 
Jutta Steinruck 
Wahlleiterin 

 
 

Bekanntmachung der/des Wahlleiterin zur Eintragung der von der Meldepflicht  
befreiten wahlberechtigten Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union in das Wählerverzeichnis 
 

I. 
Am Sonntag, dem 21. September 2025, von 8 bis 18 Uhr, findet die Wahl der/des Oberbürgermeiste-
rin/Oberbürgermeisters der Stadt Ludwigshafen am Rhein 
und 
am Sonntag, dem 12. Oktober 2025, von 8 bis 18 Uhr die etwaige Stichwahl der/des Oberbürgermeis-
terin/Oberbürgermeisters statt. 
 

II. 
Wahlberechtigte Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die von der Mel-
depflicht befreit und deshalb in der Gemeinde nicht gemeldet sind und daher auch nicht von Amts wegen 
in das Wählerverzeichnis eingetragen werden können, werden hiermit aufgefordert, ihre Eintragung in 
das Wählerverzeichnis bis zum 15. August 2025, 12 Uhr, bei der Stadtverwaltung zu beantragen. 
 
Der Antrag soll nach dem Muster der Anlage 1 a der Kommunalwahlordnung gestellt werden. Antrags-
vordrucke können Sie bei der Stadtverwaltung (Bürgerbüro, Bismarckstr. 21, 67059 Ludwigshafen, EG, 
Infotheke) erhalten. 
 

Ludwigshafen am Rhein, 30.04.2025 
 

gez. 
Jutta Steinruck 
Wahlleiterin 
 

Bekanntmachung der Stadtverwaltung über das Recht auf Einsichtnahme in das 
Wählerverzeichnis und über die Erteilung von Wahlscheinen für die Wahl der/des 

Oberbürgermeisterin/Oberbürgermeisters der Stadt Ludwigshafen am Rhein 
am 21. September 2025 und für die etwaigen Stichwahlen der/des Oberbürgermeisterin/ 

Oberbürgermeisters der Stadt Ludwigshafen am Rhein am 12. Oktober 2025 
 

I. 
Das Wählerverzeichnis für die kreisfreie Stadt Ludwigshafen am Rhein wird an den Werktagen in der 
Zeit von Montag, dem 01. September 2025 (20. Tag vor dem Wahltag), bis Freitag, 05. September 2025 
(16. Tag vor dem Wahltag) während der nachfolgend aufgeführten Öffnungszeiten im Bürgerbüro, Bis-
marckstr. 21, 67059 Ludwigshafen, 1. OG, Zimmer 1.07 (barrierefrei) für Wahlberechtigte zur Einsicht-
nahme bereitgehalten: 
 
Montags-donnerstags  08.00 Uhr bis 12:30 Uhr und  

13.30 Uhr bis 16:00 Uhr 
 
freitags    08:00 Uhr bis 12:30 Uhr 
 
Alle Wahlberechtigten können die Richtigkeit und Vollständigkeit der zu ihrer Person im Wählerverzeich-
nis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern Wahlberechtigte die Richtigkeit oder Vollständigkeit der 



Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen wollen, haben sie Tat-
sachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerver-
zeichnisses ergeben kann; das Recht zur Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der Daten von Wahl-
berechtigten, für die im Melderegister gemäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes eine Auskunfts-
sperre eingetragen ist. 
 

II. 
Wer im Wählerverzeichnis eingetragen ist, erhält spätestens am 31. August 2025 (21. Tag vor dem 
Wahltag) eine Wahlbenachrichtigung. Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahl-
berechtigt zu sein, muss spätestens bis Freitag, den 05. September 2025, (16. Tag vor dem Wahltag) 
Einwendungen erheben. 
 

III. 
Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann während der Einsichtsfrist bei der 
Stadtverwaltung Einwendungen erheben. Die Einwendungen können schriftlich oder durch Erklärung 
zur Niederschrift erhoben werden.  
 

IV. 
An der Wahl kann nur teilnehmen, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein 
hat.  
 
Wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist, kann nur im Wahlraum des Stimmbezirks, der in der 
Wahlbenachrichtigung angegeben ist, das Wahlrecht ausüben, sofern die oder der Wahlberechtigte 
nicht einen Wahlschein hat.  
 
Wer einen Wahlschein hat, kann nur durch Briefwahl an der Wahl teilnehmen. 
 

V. 
Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten auf Antrag einen Wahlschein 
mit Briefwahlunterlagen. Mit der Wahlbenachrichtigung erhalten im Wählerverzeichnis eingetragene 
Wahlberechtigte ein entsprechendes Antragsformular - Rückseite der Wahlbenachrichtigung -. Der 
Wahlschein kann aber auch mündlich (nicht jedoch telefonisch), schriftlich oder elektronisch beantragt 
werden. In diesem Fall müssen Familiennamen, Vornamen, Geburtsdatum und Wohnanschrift (Straße, 
Hausnummer, Postleitzahl, Ort) angegeben werden; die Wählerverzeichnisnummer und die Stimmbe-
zirksnummer, die auf der Wahlbenachrichtigung eingetragen sind, sollen angegeben werden. Falls die 
Zusendung des Wahlscheins und der Briefwahlunterlagen an eine von der Hauptwohnung abweichende 
Adresse gewünscht wird, muss auch diese Adresse angegeben werden.  
 
Für die elektronische Beantragung steht ein entsprechend vorbereitetes Antragsformular im Internet 
unter 

www.ludwigshafen.de 

zur Verfügung. 
 
Der Antrag kann auch per E-Mail an folgende E-Mail-Adresse gerichtet werden: 
 

briefwahl@ludwigshafen.de 

 
Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss die Berechtigung hierzu durch schriftliche Vollmacht 
nachweisen. Wahlschein und Briefwahlunterlagen erhalten auf Antrag auch Personen, die nicht in das 
Wählerverzeichnis eingetragen sind, wenn sie nachweisen, dass sie ohne ihr Verschulden die Frist zur 
Erhebung von Einwendungen versäumt haben. 
 

http://www.ludwigshafen.de/


Wahlscheine und Briefwahlunterlagen werden den Wahlberechtigten an die Wohnanschrift übersandt 
oder amtlich überbracht, soweit sich aus dem Antrag keine andere Anschrift oder die Abholung der 
Unterlagen ergibt. An einen anderen als den Wahlberechtigten persönlich dürfen Wahlscheine und 
Briefwahlunterlagen nur ausgehändigt werden, wenn die Berechtigung zur Empfangnahme durch Vor-
lage einer schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird.  
 
Von der Vollmacht kann nur Gebrauch gemacht werden, wenn die bevollmächtigte Person nicht mehr 
als vier Wahlberechtigte vertritt; dies hat sie der Stadtverwaltung vor der Empfangnahme der Unterlagen 
schriftlich zu versichern. Die bevollmächtigte Person muss das 16. Lebensjahr vollendet haben und sich 
auf Verlangen ausweisen.  
 
Wahlschein und Briefwahlunterlagen können bis zum Freitag vor dem Wahltag, 18 Uhr, in den Fällen 
des § 17 Abs. 2 der Kommunalwahlordnung und bei nachgewiesener plötzlicher Erkrankung auch noch 
bis zum Wahltag, 15 Uhr, bei der Stadtverwaltung beantragt werden.  
 

VI. 
Mit dem Wahlschein erhalten die Wahlberechtigten  

▪ einen amtlichen Stimmzettel,  
▪ einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag,  
▪ einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen 

orangefarbenen Wahlbriefumschlag und  
▪ ein Merkblatt für die Briefwahl.  

 
Wer durch Briefwahl wählt, kennzeichnet persönlich seinen Stimmzettel, steckt ihn, nach innen gefaltet, 
in den amtlichen Stimmzettelumschlag, unterschreibt die auf dem Wahlschein vorgedruckte Versiche-
rung an Eides statt unter Angabe des Tages, steckt den amtlichen Stimmzettelumschlag und den un-
terschriebenen Wahlschein in den amtlichen Wahlbriefumschlag, verschließt den Wahlbriefumschlag 
und übersendet den Wahlbrief an die darauf angegebene Stadtverwaltung.  
 
Wählerinnen und Wähler, die des Lesens unkundig oder wegen einer körperlichen Beeinträchtigung 
nicht in der Lage sind, ihre Stimmen abzugeben, können sich zur Stimmabgabe der Hilfe einer anderen 
Person (Hilfsperson) bedienen. Die Hilfsperson hat den Stimmzettel gemäß dem erklärten Willen der 
Wählerin oder des Wählers zu kennzeichnen und dies an Eides statt zu versichern. Die Hilfeleistung hat 
sich auf die Erfüllung der Wünsche der Wählerin oder des Wählers zu beschränken. Die Hilfsperson 
muss das 16. Lebensjahr vollendet haben und ist zur Geheimhaltung der Kenntnisse verpflichtet, die 
sie bei der Hilfestellung von der Wahl eines anderen erhält.  
 
Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungsform aus-
schließlich von Deutschen Post AG unentgeltlich befördert.  
 
Der Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein muss so rechtzeitig an die Stadtverwaltung 

abgesandt werden, dass er dort spätestens am Tage der Wahl bis 18 Uhr eingeht. Er kann auch bei der 
auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stadtverwaltung oder am Tage der Wahl bis spätestens 18 
Uhr beim zuständigen Wahlvorstand (Briefwahlbüro im Pfalzbau; Eingang Kaiser-Wilhelm-Straße 39a) 
abgegeben werden.  
 
Versichert eine wahlberechtigte Person glaubhaft, dass ihr der beantragte Wahlschein nicht zugegan-
gen ist, kann ihr bis zum Tage vor der Wahl, 12 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 
 
Ludwigshafen am Rhein, 30.04.2025 
 
gez. 
Jutta Steinruck 
Wahlleiterin 



5. Satzung zur Änderung der Satzung für die städtischen 
Kindertagesstätten in Ludwigshafen am Rhein 

 
Auf der Grundlage des Kindertagesstättengesetzes Rheinland-Pfalz, § 90 Sozialgesetzbuch VIII (SGB 
VIII) sowie § 24 Gemeindeordnung (GemO) und § 2 Absatz 1 Kommunalabgabengesetz (KAG) – in 
der jeweils gültigen Fassung – erlässt die Stadt Ludwigshafen auf Beschluss des Stadtrates vom 
07.04.2025 folgende       5. Satzung zur Änderung der Satzung für die städtischen Kindertagesstätten 
in Ludwigshafen am Rhein: 
 
 

§ 1 
Die Anlage 2 der Satzung für die städtischen Kindertagesstätten in Ludwigshafen am Rhein wird wie 
folgt neu gefasst: 
 
Anlage 2 zur Satzung für die städtischen Kindertagesstätten in Ludwigshafen am Rhein 
 

Monatliches Kostgeld für die städtischen Kindertagesstätten in Ludwigshafen je Kind 
 

 Betrag in Euro 

U2-Kinder VV 69,50 

U2-Kinder GZ 76,50 

Ü2-Kinder VV 71,00 

Ü2-Kinder GZ 78,50 

Schulkinder 79,50 

flex. Schulkinder 2 Tage 31,80 

flex. Schulkinder 3 Tage 47,70 

 
Kostgeld-Zuschlag für vegane Ernährung  
 

 Betrag in Euro 

U2-Kinder 30,00 

Ü2-Kinder 29,00 

Schulkinder 28,00 

 
Die Kosten für die Mittagsverpflegung für Schulkinder wird bis auf einen Euro Eigenanteil der Eltern 
ermäßigt, wenn die Belastung den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten ist und ein entsprechender 
Antrag gestellt wurde.  

 
§ 2 

 
Diese Änderungssatzung tritt zum 01.05.2025 in Kraft. 
 
Ludwigshafen, 09.04.2025 
 
Stadtverwaltung 
 
gez. 
Jutta Steinruck 
Oberbürgermeisterin 
  



Sitzung des Beirates für Migration und Integration 
 

Die Mitglieder des Beirates für Migration und Integration treten am  
 

Dienstag, 6. Mai 2025, 16 Uhr, 
Volkshochschule, Vortragssaal (2. OG), 

 
zu einer öffentlichen Sitzung zusammen. 

T a g e s o r d n u n g: 
 

Öffentliche Sitzung 
 

1. Polizeipräsidium Ludwigshafen - Bericht der Integrationsbeauftragten 
 

2. Vorstellung des Berufsbildes "rechtliche*r Betreuer*in" (hauptamtlich oder ehren-
amtlich) 
 

3. Umsetzung von Projekten und Veranstaltungen zur Förderung von Kindern und Ju-
gendlichen 
 

4. Redezeitbegrenzung BMI 
 

5. Festschreibung des muslimischen Gräberfeldes in der Satzung des Hauptfriedhofes 
 

6. Umsetzung einer Informations-Veranstaltung zum Nahost-Konflikt 
 

7. Anfrage zur Nutzung öffentlicher Räume durch migrantische Vereine 
 

8. Anfrage zum Anteil städtische Mitarbeiter mit Migrationsgeschichte 
 

9. Informationen der Verwaltung 
 

10. Informationen der BMI-Vorsitzenden 
 

 
 
Ludwigshafen am Rhein, 29.04.2025 
 
gez. 
Dolly El-Ghandour 
  



BEKANNTMACHUNG 
 

Rechtsverordnung 
 
über die Freigabe der verkaufsoffenen Sonntage in Ludwigshafen am Rhein (Rheinland-Pfalz) im 
Jahr 2025 am  
 
 29. Juni 2025: in der Innenstadt zwischen Rathausplatz und Berliner Platz, den 

dazwischenliegenden Querstraßen, inklusive des Einkaufszent-
rums Rhein-Galerie  

   Anlass: Rheinuferfest auf dem Platz der deutschen Einheit, am 
Rheinufer und dem Ludwigsplatz 

 30. November 2025: in der Innenstadt zwischen Rathausplatz und Berliner Platz, den 
dazwischenliegenden Querstraßen, inklusive des Einkaufszent-
rums Rhein-Galerie  

   Anlass: Ludwigshafener Weihnachtsmarkt auf dem Berliner Platz 
in Verbindung mit dem Winterdorf auf dem Platz der Deutschen 
Einheit.  

 
Aufgrund des § 10 Ladenöffnungsgesetz Rheinland-Pfalz (LadöffnG) vom 21.11.2006 (GVBl. S. 351 
ff), in Verbindung mit § 17 LadöffnG, wird für die Stadt Ludwigshafen am Rhein folgende Rechtsver-
ordnung erlassen: 
 

§ 1 
(1) Die Verkaufsstellen in der Stadt Ludwigshafen am Rhein, dürfen an den genannten Sonntagen 29. 
Juni 2025 und 30. November 2025 in der Zeit von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr in den aufgeführten 
Stadtteilen geöffnet sein. 

 
(2) Das Stadtgebiet der Innenstadt in Sinne dieser RVO wird durch folgende Örtlichkeiten bzw. Stra-

ßen begrenzt: 
• Im Norden die Hochstraße. 
• Im Süden der Bahndamm bzw. die Hochstraße. 
• Im Westen die Lorientallee. 
• Im Osten der Rhein. 
 

Weiterhin zählen in diesem Fall zur Innenstadt die Fußgängerzone Prinzregentenstraße, die 
Mundenheimer Straße zwischen Hochstraße und Wittelsbachstraße sowie die Walzmühle und 
die Rhein-Galerie. 

 
§ 2 

(1) Werden an den verkaufsoffenen Sonntagen Arbeitnehmer beschäftigt, so sind diese nach  
     § 13 Abs. 2 LadöffnG von der Arbeit freizustellen. 
 
(2) Während der Zeiten, zu denen die Verkaufsstelle geschlossen sein muss, darf die Freizeit  
      den Arbeitnehmern nicht gewährt werden. 
 
(3) Jugendliche, werdende und stillende Mütter dürfen nicht beschäftigt werden. 
 

§ 3 
Die Arbeitgeber sind gemäß § 13 Abs. 5 LadöffnG verpflichtet ein Verzeichnis über Namen, Tag, Be-
schäftigungsart und -dauer der an den Sonntagen beschäftigten Arbeitnehmer und über die diesen 
gemäß § 13 Abs. 2 LadöffnG gewährte Freistellung zu führen. 
Kontrollierenden Personen ist dieses obengenannte Verzeichnis auf Verlangen unverzüglich vorzu-
zeigen. 

§ 4 
Ein Abdruck dieser Verordnung ist an geeigneter Stelle in der Verkaufsstelle auszulegen oder 
auszuhängen. 

§ 5 
(1) Zuwiderhandlungen gegen die §§ 1 bis 4 dieser Verordnung können als Ordnungswidrigkeit nach § 
15 LadöffnG mit bis zu 2.000 Euro geahndet werden. 
 



(2) Zuwiderhandlungen gegen das Beschäftigungsverbot für Jugendliche werden als Ordnungswidrig-
keit nach § 58 Abs. 1 Nr. 14 Jugendarbeitsschutzgesetz vom 12.04.1976 (BGBl. I S. 965), geändert 
durch Gesetz vom 16.07.2021 (BGBl. I. S. 2970) geahndet. 
 
(3) Die Beschäftigung werdender und stillender Mütter am Sonntag, wird nach § 32 Abs. 1 Nr. 3 des 
Mutterschutzgesetzes vom 23.05.2017 (BGBl. I. S. 1228) geändert durch Gesetz vom 12.12.2019 
(BGBl. I. S. 2652), als Ordnungswidrigkeit verfolgt. 
 
(4) Die Vorschriften des Gesetzes über den Schutz der Sonn- und Feiertage, der Arbeitszeitverordnung, 
des Arbeitszeitrechtsgesetzes und des Manteltarifvertrages für die Arbeitnehmer im Einzelhandel, sind 
sorgfältig zu beachten. 
 

§ 6 
Diese Rechtsverordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntgabe in Kraft. 
 
 
Ludwigshafen am Rhein, 22.04.2025 
 
Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein 
 
 
gez. 
Jutta Steinruck 
Oberbürgermeisterin 
 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 690 “Lidl-Markt Edigheimer Straße“ wird im beschleu-
nigten Verfahren aufgestellt 

Stadtteil: Oppau 
 
Der Stadtrat der Stadt Ludwigshafen am Rhein hat in seiner Sitzung am 07.04.2025 beschlossen, den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 690 „Lidl-Markt Edigheimer Straße“ aufzustellen.  
 
Der Beschluss beruht auf § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 12 Abs. 2 Baugesetzbuch -BauGB-.  
 
Ziel und Zweck der Planung 
 
Ziel des Bebauungsplanverfahrens ist es, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung 
eines Lebensmittelmarktes mit ca. 1.500 qm Verkaufsfläche zu schaffen. Dadurch soll der Bestands-
standort wettbewerbsfähig bleiben und die Nahversorgung der Bevölkerung an diesem integrierten 
Standort langfristig gesichert werden. 
 
Plangebiet 
 
Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 8.538 m² und ergibt sich aus der gestrichelten Linie 
im beigefügten Lageplan. Er wird begrenzt 
 
im Norden: von der nördlichen Grundstücksgrenze der Flurstücke Nr. 722/41, 722/58, 

722/65 und 722/68, 
im Osten: von der östlichen Grundstücksgrenze des Flurstücks Nr. 722/68, 
im Süden: von der südlichen Grundstücksgrenze des Flurstücks Nr. 722/68, 722/65, 

722/59, 722/58 und 722/41, 
im Westen: von der westlichen Grundstücksgrenze des Flurstücks Nr. 722/41. 

 

Weitere Angaben 
 
Der Bebauungsplan dient der Innenentwicklung. Der Schwellenwert für die Grundfläche gemäß § 13a 
Abs. 1 Nr. 1 BauGB wird nicht erreicht. Es wird auch keine Zulässigkeit von Vorhaben vorbereitet oder 
begründet, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, es be-
stehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutz-
güter und es bestehen auch keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung 



oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes zu beachten sind. Daher wird das Bebauungsplanverfahren im beschleunigten Verfah-
ren nach § 13a BauGB unter Inanspruchnahme der Verfahrenserleichterungen nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 
in Verbindung mit § 13 Abs. 2 und 3 BauGB durchgeführt. 
 
Von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von der Erstellung eines Umweltberichts nach § 2a 
BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar sind, wird abgesehen. Weiterhin ist § 4c BauGB nicht anzuwenden. 
 
Auf die Durchführung der frühzeitigen Beteiligungsschritte gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB wird 
verzichtet. 
 
Die Öffentlichkeit kann sich beim Bereich Stadtplanung der Stadt Ludwigshafen am Rhein, Halberg-
straße 1, 67061 Ludwigshafen, 3. Obergeschoss über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie wesent-
liche Auswirkungen der Planungen unterrichten lassen und sich in der Zeit vom 12.05.2025 bis ein-
schließlich 23.05.2025 zur Planung äußern.  
 
Wenn die Planung fortgeschritten ist, wird der Öffentlichkeit außerdem im Rahmen der Offenlage gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB erneut die Möglichkeit der Beteiligung eingeräumt. 
 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grundlage des § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB in 
Verbindung mit Art. 6 Abs. 1e) Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und dem rheinlandpfälzischen 
Datenschutzgesetz. Weitere Informationen können dem Formblatt „Informationspflichten bei der Erhe-
bung von Daten im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach BauGB“ (Art. 13 DSGVO) entnommen 
werden, welches im Rahmen der Bürgerinformation bereitliegt. 
 
Ludwigshafen am Rhein, 24.04.2025 
 
Stadtverwaltung 
 
gez. 
Andreas Schwarz 
Beigeordneter 
  



Geltungsbereich: 
 

 
 
Hinweis: 
Eine Verletzung der Bestimmungen der Gemeindeordnung über die Ausschließungsgründe (§ 22 Abs. 
1 GemO) oder über die Einberufung und die Tagesordnung zu Sitzungen des Stadtrates (§ 34 GemO) 
ist nach § 24 Abs. 6 Gemeindeordnung unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach dieser 
öffentlichen Bekanntmachung schriftlich unter Bezeichnung der Tatsachen, die eine solche Rechtsver-
letzung begründen können, gegenüber der Stadtverwaltung geltend gemacht wird. 
 

Ausschreibungen der Stadt Ludwigshafen 

Öffentliche Ausschreibungen der Stadt Ludwigshafen finden Sie ab sofort unter  

www.auftragsboerse.de. 

Dort können Sie alle Ausschreibungsunterlagen kostenlos abrufen! 

Es ist Ziel der Stadt Ludwigshafen die Umsetzung der elektronischen Vergabe weiter zu stärken. 

Um die Vergabevorgänge zwischen Auftraggeber und Bietern möglichst einfach und effizient zu gestal-
ten, hat sich die Stadt Ludwigshafen der neuen und optimierten E-Vergabeplattform der Metropolregion 
Rhein-Neckar angeschlossen. 

http://www.auftragsboerse.de/

